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Schutzimpfungen 

Grippeschutzimpfung für weitere Versicherte 
künftig GKV-Leistung 
Berlin, 16. September 2010 – Die saisonale Grippeschutzimpfung ist 
künftig für einen erweiterten Personenkreis zu Lasten der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) verordnungsfähig. Nach einer Empfehlung der 
Ständigen Impfkommission (STIKO) hat der Gemeinsame Bundesaus-
schuss (G-BA) am Donnerstag in Berlin eine entsprechende Änderung der 
Schutzimpfungs-Richtlinie beschlossen. Der G-BA ist dabei den geänderten 
STIKO-Empfehlungen zur Grippeschutzimpfung weitgehend gefolgt. 

Der Beschluss ermöglicht grundsätzlich allen schwangeren Frauen die 
Impfung gegen die saisonale Influenza (Grippe) zu Lasten der GKV. Zudem 
können künftig nicht nur Kinder, Jugendliche und Erwachsene, die an einer 
Multiplen Sklerose mit Schüben leiden, die durch Infektionen ausgelöst 
werden, eine Grippeschutzimpfung erhalten. Auch Patientinnen und 
Patienten mit anderen vergleichbar schweren chronischen neurologischen 
Krankheiten, die zu Problemen bei der Atmung (respiratorischen Ein-
schränkungen) führen können, haben Anspruch auf die Impfung gegen 
Grippe. 

Die frühzeitige Beschlussfassung zur Umsetzung der STIKO-Empfehlungen 
in diesem Punkt ermöglicht insbesondere Schwangeren eine zeitgerechte 
Versorgung mit den neuen saisonalen Grippeimpfstoffen, die in diesem 
Monat verfügbar sein werden und auch vor der sogenannten Schweine-
grippe schützen. 

Der Beschlusstext sowie die tragenden Gründe werden in Kürze auf 
folgender Seite im Internet veröffentlicht: 

http://www.g-ba.de/informationen/beschluesse/zum-aufgabenbereich/14/ 

 

Auf Basis der Empfehlungen der beim Robert-Koch-Institut (RKI) an-
sässigen STIKO legt der G-BA Einzelheiten zu der Leistungspflicht der 
gesetzlichen Krankenkassen bei Schutzimpfungen fest. Details zu Art und 
Umfang der Leistungen sind in Anlage 1 der Schutzimpfungs-Richtlinie auf-
geführt. In einer Tabelle werden dort die einzelnen Impfungen, deren In-
dikation sowie Hinweise zu den Schutzimpfungen genannt. Die Beschlüsse 
werden dem Bundesministerium für Gesundheit zur Prüfung vorgelegt und 
treten dann nach erfolgter Nichtbeanstandung und Bekanntmachung im 
Bundesanzeiger rückwirkend zum 16. September 2010 in Kraft.  

Durch das GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz (GKV-WSG) sind Leistungen 
für Schutzimpfungen seit dem 1. April 2007 Pflichtleistungen der GKV. Von 
diesen Pflichtleistungen ausgenommen sind sogenannte Reise-
Schutzimpfungen. Grundsätzliche Voraussetzung für die Aufnahme einer 
Schutzimpfung in den Pflichtleistungskatalog ist zunächst eine Empfehlung 
der Impfung durch die STIKO. Der G-BA muss dann zu der Verordnungs-
fähigkeit der empfohlenen Impfung innerhalb von drei Monaten einen Be-
schluss fassen. In begründeten Ausnahmen kann der G-BA von einer 
Empfehlung der STIKO abweichen. 

http://www.g-ba.de/informationen/beschluesse/zum-aufgabenbereich/14/�
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der ge-
meinsamen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er 
bestimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der 
medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit 
des G-BA ist das fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den aktuellen Stand der medizinischen 
Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische 
Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Kranken-
kassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements 
und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.g-ba.de 

http://www.g-ba.de/�

